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Rechtliche Fragen zu Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
 
Aufgrund der unlängst neu eröffneten Hauptstadtrepräsentanz der Scientology-Organisation 
werden Stimmen lauter, die eine erneute Überwachung der Organisation durch den Berliner Ver-
fassungsschutz fordern. 
 
Das Verwaltungsgericht Berlin untersagte im Jahr 2001 dem Berliner Verfassungsschutz die Fort-
setzung der Überwachung mit nachrichtendienstlichen Mitteln. Der Verfassungsschutz hatte nach 
vierjähriger Beobachtung keine Erkenntnisse über verfassungsfeindliche Tendenzen der Organisa-
tion vorweisen können. Ähnlich urteilte auch das Oberverwaltungsgericht (OVG) des Saarlandes 
im Jahr 2005. Die Verfassungsschutzbehörden beider Länder stellten die nachrichtendienstliche 
Überwachung daraufhin ein. Eine Wiederaufnahme der Überwachung in Berlin wäre nur bei Vor-
liegen neuer Erkenntnisse über verfassungsfeindliche Bestrebungen der Scientology-Organisation 
möglich. 
 
Ausweislich der Verfassungsschutzberichte der 16 Bundesländer wurde die Scientology-
Organisation zwischen 2001 und 2005 in mindestens 11 Bundesländern vom Verfassungsschutz 
beobachtet: Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersach-
sen, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Im Jahr 2005 als aktuellstem Berichts-
zeitraum sind die Verfassungsschutzbehörden in 7 Bundesländern betreffend Scientology aktiv 
gewesen. 
 
Die 1997 von der Innenministerkonferenz beschlossene bundesweite Überwachung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz hat das Verwaltungsgericht Köln im Jahr 2004 als rechtmä-
ßig eingestuft; über die Berufung hat das OVG Münster noch nicht entschieden. Der verfassungs-
rechtliche Status soll nach Auffassung der Verwaltungsgerichte für die Rechtmäßigkeit der Über-
wachung durch den Verfassungsschutz irrelevant sein. 
 
Viele andere einfachgesetzliche Fragen hängen hingegen grundsätzlich von der Frage ab, ob eine 
Vereinigung eine Religions- bzw. Weltanschauungsgemeinschaft ist oder nicht. Dies gilt bei-
spielsweise für das Steuerrecht oder das Vereinsrecht. Die Abgrenzung zwischen Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften und sonstigen Vereinigungen beschäftigt Gerichte und Behör-
den seit Jahrzehnten. 
 
Das Grundgesetz garantiert in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG die Glaubens-, Religions- und Weltan-
schauungsfreiheit als einheitliches Grundrecht. Jeder Mensch kann sich eine subjektive Überzeu-
gung in Bezug auf Glauben, Religion und Weltanschauung bilden. Zudem schützt Art. 4 Abs. 1 und 
2 GG nicht nur die individuelle Freiheit, sondern auch die kollektive Ausübung. 
 
Speziell bei der Scientology-Organisation ist strittig, ob Art. 4 Abs. 1 und 2 GG einschlägig ist. Die 
Scientology-Organisation bezeichnet sich als „Kirche“ bzw. „Religionsgemeinschaft“. Eine Vereini-
gung wird jedoch nicht dadurch, dass sie sich selbst als Religionsgemeinschaft definiert, auch als 
solche anerkannt. Vielmehr muss sie in ihrem äußeren Erscheinungsbild, ihrem geistigen Gehalt 
und ihrem dauerhaften Handeln religiös oder weltanschaulich geprägt sein. 
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Hintergrund des Streits sind im Wesentlichen zwei Problemkreise: Umstritten ist, ob es sich bei 
den scientologischen Lehren um Glauben, Religion bzw. Weltanschauung handelt. Und fraglich ist, 
ob die Scientology-Lehren von der Organisation nur als Vorwand für eine ausschließlich wirtschaft-
liche Zielsetzung benutzt werden. Dies würde nach überwiegender Auffassung zum Ausschluss 
des Schutzes durch Art. 4 GG führen.  
 
Die Gerichte haben die Frage bislang nicht abschließend geklärt. Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat in einer Entscheidung aus dem Jahr 1995 die Auffassung vertreten, dass Scientology 
keine Religions- bzw. Weltanschauungsgemeinschaft sei, dies im Jahr 2003 jedoch offen ge-
lassen.  
 
Der Bundesgerichtshof für Zivilsachen hat sich explizit noch nicht zu dieser Frage erklärt, in einer 
Entscheidung aus dem Jahr 1980 jedoch implizit angenommen, bei Scientology handele es sich 
um eine Religions- bzw. Weltanschauungsgemeinschaft. Ausdrücklich für die Annahme einer 
Weltanschauungsgemeinschaft plädiert das OVG Hamburg in einer Entscheidung aus dem 
Jahr 1994. Und auch der VGH Mannheim sieht es nicht als erwiesen an, dass die Scientology-
Lehren nur als Vorwand für eine ausschließlich wirtschaftliche Betätigung benutzt werden. 
 
Überwiegend ist die Streitfrage jedoch als nicht entscheidungserheblich für den konkreten 
Rechtsstreit eingeordnet worden. So haben das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) und das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) die Frage bislang offen gelassen. Allerdings hat das BVerwG 
klargestellt, dass einzelne Personen, die der scientologischen Lehre anhängen, sich möglicherwei-
se auf Art. 4 Abs. 1 GG berufen können. Und erst vor kurzem hat das Verwaltungsgericht Berlin 
die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für eine Straßensperrung durch die Scientology-
Organisation abgelehnt, ohne sich betreffend Art. 4 GG festzulegen. 
 
Zu beachten ist, dass die meisten Gerichtsentscheidungen zu Scientology nicht nur den verfas-
sungsrechtlichen Status und Art. 4 GG betreffen. Weitaus häufiger sind Entscheidungen zu Recht-
streitigkeiten aus den Bereichen Arbeitsrecht, Beamtenrecht oder Straßenrecht. 
 
Die Bundesregierung hat jüngst bekräftigt, dass sie Scientology nicht als Religions- bzw. Weltan-
schauungsgemeinschaft ansehe. 
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